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KURZ & KNAPP

PROZESS.
Vor dem Landgericht Braun-
schweig begann der Prozess
gegen den Ex-Betriebsratschef
Klaus Volkert und Ex-Perso-
nalmanager Klaus Joachim
Gebauer in der VW-Affäre.

STURZ.
Nach dem Unglück auf einer
Kraftwerks-Baustelle in Gre-
venbroich, bei dem drei Men-
schen starben, wurde nun ein
Vermessungsingenieur schwer
verletzt, als er in einen sechs
Meter tiefen Schacht stürzte.

STERBEHILFE.
Ein Berliner Arzt will erstmals
offiziell in Deutschland Ster-
behilfe leisten; das begleitete
Sterben müsse ohne Probleme
möglich sein, deshalb seien
ihm auch spektakuläre Ak-
tionen recht, betonte er.

UNFALL.
Ein Soldat (19) kam bei einer
Bundeswehrübung nahe Ra-
thenow (Brandenburg) ums
Leben, er wurde zwischen
zwei Fahrzeuge eingeklemmt.

GELDSTRAFE.
In Korbach muss ein Polizist
4000 Euro zahlen, ein Auto-
fahrer hatte dem Mann in Zi-
vil einen Vogel gezeigt, der Be-
amte nahm ihn mit aufs Revier,
verzichtete zwar auf eine An-
zeige, verlangte aber 500 Euro.

LEBENSLÄNGLICH.
Weil er seine Lebensgefährtin
(28) erstochen hat, wurde ein
44-Jähriger in Nürnberg zu
lebenslanger Haft verurteilt.

KOLLISION.
Nach der Kollision zweier
Lkw bei Bad Hersfeld ist ein
59-jähriger Mann gestorben.

GRUBENUNGLÜCK.
In einem Bergwerk der Ka-
li+Salz AG in Philippsthal in
Osthessen wurde ein Gruben-
arbeiter von einer Maschine
eingeklemmt und ist dabei
schwer verletzt worden.

Investitionen
werden

aufgestockt
Die Große Koalition will
die Ausgaben für die öf-
fentlichen Investitionen
im nächsten Jahr noch
einmal aufstocken.

BERLIN.
Das zeichnete sich gestern
bei den abschließenden Ver-
handlungen über den Bun-
deshaushalt für 2008 ab. Der
Haushaltsausschuss bewillig-
te zusätzlich 400 Millionen
Euro für den Klimaschutz.
Bewilligt wurde die Bafög-Er-
höhung. Der Etat des Bil-
dungsministeriums wurde da-
mit um gut 55 Millionen Euro
aufgestockt.

Der Haushaltsentwurf von
Finanzminister Peer Stein-
brück (SPD) für 2008 sieht
bisher Investitionsausgaben
von 24,3 Milliarden Euro vor.
Das ist etwas mehr als das ge-
plante Ausgabensoll für die-
ses Jahr. Die Neuverschul-
dung soll nach voraussicht-
lich rund 14 Milliarden in
diesem Jahr 2008 auf 12,9
Milliarden gedrückt werden.

Nach der mittelfristigen Fi-
nanzplanung soll es spätes-
tens im Jahr 2011 überhaupt
keine Neuverschuldung des
Bundes mehr geben. Endgül-
tig verabschiedet wird der
Etat erst Ende November die-
ses Jahres vom Bundestag.

„Tendenz der Irakisierung“
Im TA-Gespräch: Peter Gauweiler, CSU-Abgeordneter, stimmte gegen die Verlängerung des Anti-Terror-Einsatzes
Die CDU/CSU-Fraktion be-

zeichnet den weiteren Anti-
Terror-Einsatz der Bundeswehr
als unverzichtbar, was bewog
Sie zur Gegenstimme?

Die Operation Enduring Free-
dom war ursprünglich als Selbst-
verteidigung der USA gegen den
Angriff vom 11. September ge-
rechtfertigt. Diese Rechtferti-
gung ist entfallen, seit die eins-
tige Selbstverteidigungslage der
USA nicht mehr besteht. Die
Taliban-Regierung in Afghanis-
tan ist gestürzt, nach Neuwah-
len wurde eine neue Regierung
eingesetzt. Mit einer weiteren
Ausdehnung des Selbstvertei-

digungsrechtes könnten die
USA überall auf der Welt, wo
ein als terroristisch bezeichne-
tes Verbrechen geschieht, mili-
tärisch intervenieren. Das ist
mit dem Völkerrecht nicht zu
vereinbaren.

Nun sagen die Befürworter
der Mission, ohne sie fehle der
Schutz von Afghanistan bis
zum Horn von Afrika.

Es gibt ganz klare Regeln im
Völkerrecht für Schutzmaß-
nahmen. Der UN-Sicherheits-
rat kann in bestimmten Fällen
sogenannte robuste Mandate
erteilen, falls Schutz notwendig

Peter GAUWEILER
(58), bayrischer Staats-
minister a. D., sieht für
das nun verlängerte
Mandat zum weltweiten
Antiterror-Einsatz der
Bundeswehr keine Legi-
timierung durch das
Völkerrecht.

ist. Über die Sinnhaftigkeit sol-
cher Mandate muss man in je-
dem Einzelfall sprechen.

Im Bundestag wurde verlangt,
zivile Opfer bei Enduring Free-
dom zu vermeiden, welche Kon-
trolle hat hier das Parlament?

Durch die internationale Pres-
se erfahren wir von schweren
Zwischenfällen und Verlusten
in der Zivilbevölkerung. So be-
obachten wir die Tendenz der
Irakisierung des Afghanistan-
konfliktes. Der jahrzehntealte
Bürgerkrieg ist wieder ausge-
brochen. Der afghanischen Re-
gierung fehlt die Distanz zum

Drogenhandel. Die USA haben
durch Verstöße gegen die Men-
schenrechte ihre eigene morali-
sche Legitimation beschädigt.

Gibt es auch zivile Opfer
durch die Bundeswehr?

Das wird von der Bundes-
wehr eindeutig bestritten. Ich
habe daran auch keine Zweifel.

Das nun verlängerte OEF-
Mandat hat also nur Nachteile?

Man soll endlich aufhören,
mit Benzin zu löschen.

Gespräch: Ingo LINSEL
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Integration

Günther BECKSTEIN: Bay-
erns Ministerpräsident (CSU)
hat in seiner ersten Regie-
rungserklärung die Integration
von Ausländern als wichtige
Aufgabe bezeichnet. Soziale
Herkunft dürfe nicht über Bil-
dungschancen entscheiden.

Halber Osten zufrieden
Mit dem Merkel-Bonus wächst die Zuversicht bei älteren Bürgern der neuen Länder

Die Ostdeutschen über 50
Jahre sind mehrheitlich mit
ihrem Leben zufrieden,
fremdeln aber immer noch
ein wenig mit dem demo-
kratischen System.

Von Wolfgang SUCKERT

BERLIN.
2007 waren unter den älteren
Ostdeutschen vier Prozent
mehr Zufriedene zu finden als
2006. In diesem Jahr waren
drei Prozent sehr und 43 Pro-
zent immerhin zufrieden. Das
geht aus dem 18. „Sozialreport
50plus“ hervor, der vom sozial-
wissenschaftlichen Forschungs-
zentrum im Auftrag der Volks-
solidarität, der größten Wohl-
fahrtsorganisation im Osten, er-
stellt wurde. Dazu wurden in
den neuen Ländern 1020 Perso-
nen über 50 Jahre befragt.

Laut Report fühlen sich in-
zwischen wieder 37 Prozent als
Wendegewinner, während sich
27 Prozent als Verlierer sehen.
Mit dem Regierungsantritt von
Rot-Grün klaffte die Differenz

auf einem Rekord von 25 Pro-
zent. Mit der Agenda-Politik
wendete sich aber schnell das
Blatt und mehr Menschen sa-
hen sich auf der Verliererstra-
ße. Dass sich der Trend nun
abermals drehte, führen die Au-
toren der Studie auf den Kanz-
lerinnenbonus zurück. Auch bei
der Beurteilung der wirtschaftli-
chen Lage gehen die Umfrage-
werte wieder steil nach oben.

Am meisten Angst haben die
Älteren vor Gewalt und Krimi-
nalität. Fast gleichauf: Arbeitslo-
sigkeit und Sozialabbau.

Persönlich haben aber die al-
ler wenigsten Angst, ins soziale
Abseits zu geraten. Diese Sorge
liegt nur an drittletzter Stelle.
Es folgen mit weitem Abstand
die Angst um die eigene Woh-
nung oder, dass enge familiäre
Beziehungen Schaden nehmen.

Die älteren Ostdeutschen ge-
ben sich weiter misstrauisch.
Mit 36 Prozent zählen sie noch
am stärksten auf die Polizei,
dann auf Stadt- und Gemeinde-
verwaltungen sowie Gerichte.

Mit 16 und elf Prozent tum-
meln sich Bundesregierung und
Bundestag am Ende der Vertrau-
ensskala, wobei die von Kanzler
Gerhard Schröder (SPD) initi-
ierte „Vertrauensfrage“ 2005

den Tiefpunkt brachte. In der
Skala der wichtigsten Dinge
liegen Arbeit, Familie und be-
zahlbarer Wohnraum weiter
vorn. Schlusslichter sind De-
mokratie, Freizeit und abge-
schlagen die Religion.

Den oft geäußerten Vorwurf,
Ostdeutsche ließen sich primär
vom Wunsch nach Gleichheit
lenken, widerlegt die Umfrage.
Vorn liegen da soziale Sicher-
heit und Gerechtigkeit. Die
Freiheit bildet den „Mittel-
punkt“, während erst dann So-
lidarität und Gleichheit folgen.

Mit 41 und 36 Prozent woh-
nen die meisten Kinder und
Enkel noch im selben Ort wie
die Älteren. Mit 23 und 29 Pro-
zent befindet sich die zweit-
größte Gruppe bereits im Wes-
ten. In einem Punkt haben die
Ostdeutschen ihre Meinung
seit 1994 so radikal wie nir-
gends anders geändert: Damals
glaubten 72 Prozent, dass spä-
testens in den nächsten zehn
Jahren die Angleichung der
Einkommen in Ost und West
vollzogen sei. Heute glauben
das nur noch 16 Prozent.ZUFRIEDENER: Entgegen dem Klischee sind Ältere nicht immer zänkisch.

PERSONALIE

Stefan AUST (61), Chefredak-
teur des „Spiegel”, wird Ende
2008 das Nachrichtenmaga-
zin verlassen. Wie der Verlag
gestern mitteilte, haben die
Gesellschafter des Spiegel
Verlags auf Initiative der Mit-
arbeiter KG beschlossen, den
Vertrag von Aust nicht über
den 31. Dezember 2008 wei-
terlaufen zu lassen. Über eine
Nachfolge werde zu gegebe-
ner Zeit informiert, hieß es.

Fo
to

s:
dp

a

Betreuungsgeld

Kardinal Karl LEHMANN:
Der Vorsitzende der katholi-
schen Deutschen Bischofskon-
ferenz hat beim Betreuungsgeld
echte finanzielle Wahlfreiheit
gefordert. Der Staat dürfe die
Menschen nicht in bestimmte
Formen von Familie drängen.
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Kanzlerin
empört über

Thierse
Kanzlerin Angela Merkel
hat die Äußerungen von
SPD-Bundestags-Vizeprä-
sident Wolfgang Thierse
zum Privatleben von Alt-
kanzler Helmut Kohl
(CDU) scharf kritisiert.

BERLIN.
Die CDU-Chefin bezeichnete
die Äußerungen Thierses als
„menschlich zutiefst unver-
ständlich“. „Sie grenzen für
mich an Niedertracht. Wenn
er noch einen Funken von
Größe hat, muss seinem hal-
ben Bedauern umgehend ei-
ne wirkliche Entschuldigung
folgen”, betonte Merkel.

Thierse war im Zusammen-
hang mit dem Rücktritt von
Franz Müntefering wegen der
Erkrankung seiner Frau mit
den Worten zitiert worden:
„Seine Frau im Dunkeln in
Ludwigshafen sitzen zu las-
sen, wie es Helmut Kohl ge-
macht hat, ist kein Ideal.”
Hannelore Kohl litt unter
schwerer Lichtallergie und
nahm sich 2001 das Leben.

Thierse, der sich am Abend
entschuldigte, bezeichnete in
seinem Brief an Kohl den Zei-
tungsbeitrag als „arg verkürzte
und nicht autorisierte Fassung
eines Gesprächs“. dpa

Anti-Terror-Mandat verlängert
Mit deutlicher Mehrheit hat
der Bundestag die Beteili-
gung der Bundeswehr an
der Mission in Afghanistan
um ein Jahr verlängert.

Von Kai SCHLIETER

BERLIN.
Mit den Stimmen von 414 Ab-
geordneten aus Union, SPD
und FDP hat gestern der Bun-

destag die Verlängerung des
Mandats der Anti-Terror-Ope-
ration „Enduring Freedom“ be-
schlossen. Linksfraktion und
Grüne lehnten die deutsche Be-
teiligung ab, da der US-geführte
Einsatz nicht durch ein UN-
Mandat gedeckt sei. Der Vize-
Fraktionschef der SPD, Walter
Kolbow, begründete hingegen
gegenüber dieser Zeitung die
Notwendigkeit der Mission. Der

Beschluss sei „über die operati-
ve Bedeutung hinaus ein sehr
politischer Beschluss und ein
wichtiges Symbol“ an die inter-
nationalen Partner, so Kolbow.
Die Kritik der Opposition sei an
den „Haaren herbeigezogen“.
Das militärische Mandat sei
notwendig, um den zivilen Wie-
deraufbau des Landes voranzu-
treiben. Zudem würden 80 Pro-
zent der Operation für die Aus-

bildung der afghanischen Ar-
mee aufgewendet werden. Der
Schutz der Zivilbevölkerung
habe nun einen deutlich höhe-
ren Stellenwert bekommen.

Das Mandat erlaubt als Ober-
grenze den Einsatz von 1400
Soldaten. Derzeit sind 300 Ma-
rinesoldaten im Mittelmeer und
am Horn von Afrika zur See-
raum-Überwachung im Einsatz.
Die 100 Soldaten des Komman-

dos Spezialkräfte (KSK) vor Ort
wurden seit zwei Jahren nicht
mehr aktiviert. Auch 42 SPD-
Abgeordnete hatten gegen die
Verlängerung gestimmt, darun-
ter der Thüringer Ernst Kranz.
„Die Lage in Afghanistan hat
sich in den letzten Monaten und
Jahren destabilisiert“, sagte er.
Es sei zu vielen Rückschlägen im
Sicherheitsbereich und bei der
Drogenbekämpfung gekommen.

Riskanter Umtausch
Die Reklamation eines Kilogramms Heroin beschäftigt seit gestern das Erfurter Landgericht

Heroinhändler Dilettanten
zu nennen, mag nicht kor-
rekt sein. Doch in dem Pro-
zess, der gestern am Erfurter
Landgericht begann, drängt
sich eine solche Formulie-
rung geradezu auf.

Von Paula PETER

ERFURT.
Auf der Anklagebank sitzen ein
Tunesier sowie ein Mann und
eine Frau aus Rumänien. Wäh-
rend die ersten Beiden die Fra-

gen des Gerichts gut verstehen
und deutsch beantworten, ist
der Dritte ganz auf die Hilfe
von Dolmetscherin und An-
walt angewiesen.

Das Handy des Rumänen war
es, das die Ermittler per Tele-
fonüberwachung auf die Spur
des Heroingeschäfts brachte.
So konnten die Ermittler ein
beinah unglaubliches Geschäft
nachvollziehen.

Die Rumänin hatte in Erfurt
Kontakt zu dem Tunesier ge-
sucht, um an Heroin zu kom-
men. Sie wollte es nach Rumä-

nien bringen und dort gewinn-
bringend weiterverkaufen, heißt
es in der Anklage.

Im Mai 2007 war die Ange-
klagte am Ziel ihres Wunsches:
Auf Vermittlung des Tunesiers

konnte sie in Leipzig ein Kilo
Heroin kaufen. Die Frau fuhr
nicht selbst, sie schickte ihren
mitangeklagten Landsmann als
Kurier. Der setzte sich mit 6000
Euro in den Zug, tauschte Geld

gegen Heroin und fuhr mit dem
Zug wieder zurück. Wenig spä-
ter fuhr er dann mit dem Heroin
nach Rumänien, diesmal mit ei-
nem Bus. Die Angeklagte flog
von Frankfurt am Main aus hin-
terher. In Bukarest stellte sich
dann heraus, dass das Heroin
von schlechter Qualität war. Man
beschloss, es umzutauschen.

Also fuhr der Kurier mit dem
Rauschgift – per Bus – wieder
nach Erfurt. Von da aus nahm
er den Zug nach Leipzig,
tauschte die Ware um und fuhr
mit dem – besseren – Stoff zu-

rück nach Erfurt. Am Bahn-
steig wurde er dann abgeholt.
Von der Polizei.

Wegen Verstoßes gegen das
Betäubungsmittelgesetz stehen
Vermittler, Kurier und Händle-
rin jetzt vor Gericht, bis Februar
ist terminiert. Vielleicht braucht
man aber nicht so lange, einen
Teil der Vorwürfe haben die An-
geklagten gestern eingeräumt.
Die Richter haben aber noch
Klärungsbedarf. Ob wirklich al-
le Zeugen gehört und alle ab-
gehörten Gespräche verlesen
werden, steht noch nicht fest.
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